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27. 03. 84 


Sachgebiet 96 


Antrag 

des Abgeordneten Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Zivil-militärisches Fiugsicherungskonzept in Sobernheim 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. das zivil-militärische Flugsicherungskonzept, das am 26. bis 
28. September 1982 in Sobernheim vereinbart wurde, und die 
bisher auf dieser Basis begonnenen Feldversuche solange aus- 
zusetzen, bzw. zu stoppen, bis die erhebhchen rechtiichen, 
verfassungsrechthchen und fachlichen Bedenken der ÖTV, 
DAG, des VDF ausgeräumt und die Begründung für den ein- 
stimmig ablehnenden Beschluß zu diesem Konzept des Haupt- 
personalrats, dem sich der Gesamtpersonalrat anschloß, wider- 
legt sind, 

2. den Bundesminister für Verkehr und den Bundesminister der 
Verteidigung aufzufordern, dem Deutschen Bundestag einen 
Bericht über das zivil-mihtärische Flugsicherungskonzept vor- 
zulegen. 

Bonn, den 27. März 1984 

Drabiniok 

Beck-Oberdorf, Schily, Kelly und Fraktion 

Begründung; 

Das zivil-militärische Flugsicherungskonzept führt dazu, daß 
künftig die mihtärische Flugsicherung in bestimmtem Umfang 
auch Aufgaben gegenüber zivilen Luftfahrzeugen wahrnehmen 
wird. Dadurch wird der Luftraum über der Bundesrepublik 
Deutschland in Friedenszeiten in einer Weise mihtarisiert, die 
insbesondere nicht mehr von Artikel 87 a Abs. 2 GG abgedeckt ist. 
Nach Artikel 87 a Abs. 2 GG dürfen außer zur Verteidigung die 
Streitkräfte nur eingesetzt werden, soweit das Grundgesetz es 
ausdrücklich zuläßt. 

Das Grundgesetz will vermeiden, daß eine Vermischung ziviler 
und mihtärischer Repräsentation der Staatsgewalt auf dem Gebiet 
der inneren Verwaltung und dem Polizeirecht erfolgt. Diese Ver- 
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mischung ist mit diesem zivil-militärischen Rugsicherungskon- 
zept vorgesehen. Daraus ergibt sich außerdem ein so grundsätzli- 
cher Eingriff in die Zuständigkeit der Bundesanstalt für Flugsiche- 
rung in bezug auf die Bediensteten, da ohne die Zustimmung der 
Personalvertretungen solche grundlegenden Änderungen nicht 
zulässig sind. 

Der Bundesminister für Verkehr und der Bundesminister der Ver- 
teidigung haben sich zu diesem zivil-militärischen Flugsiche- 
mngskonzept entschlossen, ohne das Parlament in angemessener 
Weise zu informieren. Außerdem handelten sie in einer Hektik, 
die bei diesem verfassungsmäßigen Problem nicht angebracht ist. 
Auf die Möglichkeit rechtlicher Schritte aufgrund der oben nur 
kurz beispielhaft angeführten Rechtsunsicherheiten wird hinge- 
wiesen. 
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